
 

 

  

 

Einsicht in Akten und «Aufklä-

rungsschaden» 

Grundsätzlich besteht ein vollumfängliches Einsichtsrecht der betroffenen Person in ein psychiatrisches 

Gutachten über sie. Der betroffenen Person kann bei Gesundheitsdaten unter Umständen indirekt auf 

dem Weg der Einsichtnahme über eine Ärztin respektive einen Arzt Einsicht gegeben werden.  

 

Eine betroffene Person verlangte Einsicht in das psychiatrische Gutachten, das sich in den Akten einer Vor-

mundschaftsbehörde befand. Die Vormundschaftsbehörde verweigerte die Einsicht, bot der betroffenen Per-

son jedoch an, sich das Gutachten durch das behandelnde ärztliche Personal der Klinik erklären zu lassen. 

 

Grundsätzlich besteht ein direktes Einsichtsrecht, wenn nicht eine Interessenabwägung zu Einschränkungen 

führt. Bei Gesundheitsdaten ist im Bundesrecht vorgesehen, dass der Inhaber der Datensammlung der be-

troffenen Person diese Daten durch eine Ärztin respektive einen Arzt mitteilen lassen kann (Art. 8 Abs. 3 

DSG). Die Person kann die Ärztin respektive den Arzt selbst bezeichnen. Ziel ist, die gesuchstellende Person 

vor Schaden zu bewahren, der durch eine unmittelbare und unvorbereitete Einsicht in die medizinischen Da-

ten entstehen könnte. Die Ärztin respektive der Arzt ist aufgrund seiner Ausbildung und Erfahrung in der 

Lage, die betroffene Person so zu orientieren, dass diese keinen zusätzlichen Schaden (sog. Aufklärungsscha-

den) nimmt. 

 

Diese Regelung mutet paternalistisch an und steht in einem Spannungsfeld zur Eigenverantwortung der be-

troffenen Person. Sie ist restriktiv anzuwenden auf Fälle, bei denen die Möglichkeit einer Schädigung nahe 

liegt (z.B. Suizidgefahr). Ein temporäres Unwohlbefinden reicht nicht. Die Regelung dürfte damit nur für ei-

nen sehr kleinen Teil aller Daten über die Gesundheit zutreffen. In diesen wenigen Fällen kann auch gestützt 

auf eine Interessenabwägung nach kantonalem Recht die Einsicht über einen Arzt oder eine Ärztin gewährt 

werden.  

 

Kommt das verantwortliche Organ (im konkreten Fall die Vormundschaftsbehörde) zur Auffassung, dass bei 

Gewährung der direkten Einsicht in einen Teil des Gutachtens die hohe Wahrscheinlichkeit eines Aufklä-

rungsschadens besteht, wäre der betroffenen Person indirekt über eine Ärztin oder einen Arzt ihres Vertrau-

ens Einsicht in diese Teile des Gutachtens zu gewähren. 
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